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Man sollte uns vor den Vorhang holen

Ist der Mensch ein lernfähiges Wesen? Mit dieser Frage beschäftigen sich 
die Philosophen seit Jahrhunderten. Es gibt keine eindeutige Antwort, aber 
seit dem Beginn des politischen und ökonomischen Einigungswerkes na-
mens Europäische Union besteht Anlass zu berechtigter Hoffnung. Immer-
hin hat ein ganzer Kontinent die Lehren aus einem von zwei Weltkriegen 
und unsäglichem Kriegsleid geprägten Jahrhundert gezogen.
Sind Banker lernfähige Unternehmensführer? Hier kommt der Optimismus 
schon beträchtlich ins Wanken. Denn selbst die desaströsen Folgen der Fi-
nanzkrise der Jahre 2008/2009 haben bei manchen nur kurze Katerstim-
mung und nachdenkliches Innehalten zur Folge gehabt. Schon ist er wieder 
da, der fragwürdige Innovationselan mancher Investmentbanken, die neu-
erlich an windigen Derivaten basteln und neue Spekulationsobjekte forcie-
ren. Auf der Suche nach Veranlagungsmöglichkeiten für das ganz schnelle 
Geld sind die agrarischen Roh- und Grundstoffe ins Visier der Protagonis-
ten des Gierfaktors geraten. Auf dem Rücken der Ärmsten dieser Welt wird 
ohne Skrupel das Hedging auf die Agrarmärkte übertragen. Und auch das 
„risikobetonte“ Angebot diverser Produkte etwa aus dem Hause Deutsche 
Bank bestärkt die Zweifel, ob denn die Investmentbanker die Lektion je ver-
stehen werden …
Gelitten wird darunter im kreditwirtschaftlichen Kollektiv. Die Reputation 
der Bankenwelt erreicht in der Gesellschaft bisher nicht gekannte Tiefst-
werte und die Politik wird nicht müde, ständig neue Folterwerkzeuge in die 
politische Auslage zu stellen.
Dabei ist es allerhöchste Zeit, die Trennlinie zwischen dieser Renaissance 
des verantwortungslosen Casino-Banking und den biederen Retailbankern 
scharf und für alle – gerade auch die Politik – einsichtig zu ziehen. Es muss 
der Politik doch langsam dämmern, welchen Wert die dezentral organisier-
ten Kreditgeber, die sich fast ausschließlich aus Einlagen der Sparer refinan-
zieren, für die solide Finanzierung der lokalen und regionalen Wirtschaft 
haben. Zumal die gegenwärtige Konjunkturschwäche quer durch Europa 
jeden unternehmerischen Wachstumsimpuls braucht wie einen Bissen Brot. 
Die jüngsten Stresstests zeigten ja in Österreich in beeindruckender Wei-
se, wie zügig das jetzt viel zitierte „Boring Banking“ die Eigenmittel an die 
strengeren Vorgaben anzupassen vermag.
Eigentlich sollten auch wir in den Sparkassen, die wir Tag für Tag die Ver-
antwortung für Sparer und ausreichende Finanzierung unternehmerischer 
Aktivitäten leben, endlich seitens der Politik entsprechende Würdigung er-
fahren. Des Einprügelns auf alles, was mit Bank zu tun hat, ist es wahrlich 
genug! Man sollte uns getrost einmal vor den Vorhang holen.

Michael Ikrath
	 Generalsekretär des Sparkassenverbandes

Meine Meinung

Name und Anschrift:

„Sparen bleibt wichtig, 
aber die Dynamik fehlt“

Die Sparquote in Österreich bleibt in diesem Jahr unter dem langjährigen Durchschnitt. Die Bedeutung des Sparens 
ist den Österreichern weiterhin bewusst, aber steigende Ausgaben für Energie und Gebühren sowie die auf histo-
rischen Tiefstwerten verharrenden Zinsen dämpfen die Lust an der Tugend. Dem Primärmittelaufkommen fehlt 
derzeit die Dynamik.

Milan Frühbauer

Eine aktuelle IMAS-Studie zeigt deut- 
lich: Vorerst ist nicht mit einer nen-
nenswerten Anhebung der Sparquo-
te in Österreich zu rechnen. Im Auf-
trag von Erste Bank und Sparkassen 
wurden 900 Österreicher, die älter 
als 15 Jahre sind, repräsentativ zum 
Sparverhalten sowie zur Grundein-
stellung gegenüber dem aktiv geüb-
ten Konsumverzicht befragt.
Mit 170 Euro monatlich sparen die 
heimischen Anleger zwar mehr als 
im Vorjahr, allerdings nominal um 
nur 2 Euro.
Sparen bleibt den Österreichern 
wichtig (70 Prozent), jeder Zweite 
hierzulande spart sogar regelmäßig. 
Dabei ist das Sparbuch zwar noch 
am beliebtesten, im Vergleich zum 
Vorjahr aber der Verlierer mit einem 
Minus von 4 Prozentpunkten. 

Die Sparstudie wurde zeitgleich auch in den Bundesländern mit den jeweils regionalen Ergebnissen veröffentlicht. Im Bild: Die Präsen-
tation in der Kärntner Sparkasse mit Marketingleiter Diethard Theuermann, Vorstandsdirektorin Gabriele Semmelrock-Werzer und 
Privatkunden-Bereichsleiter Rudolf Köberl.

Po
st

en
tg

el
t b

ar
 b

ez
ah

lt.
 E

rs
ch

ei
nu

ng
so

rt
 W

ie
n 

| V
er

la
gs

po
st

am
t W

ie
n 

10
30

 | 
Zi

g.
 N

r. 
G

Z 
02

 Z
 0

31
26

9 
M

Peter Bosek, Privat- und Firmen-
kundenvorstand der Erste Bank, 
sieht nicht nur das niedrige Zinsni-
veau als Grund für diese Entwick-
lung. „Energie, Wohnen und viele 
öffentliche Gebühren sind teurer 
geworden, das spüren die privaten 

Haushalte recht deutlich. Darüber 
hinaus ist – vor allem im Raum 
Wien – in den vergangenen Jahren 
viel Erspartes in Immobilien ge- 
wandert“, unterstreicht Bosek, der 
allerdings kein weiteres Ansteigen 
der Immobilienpreise mehr erwar-
tet.

Der nominale Sparbetrag ist in den 
letzten Jahren kontinuierlich ange-
stiegen. Während im Jahr 2006 die 
Österreicher noch 132 Euro auf die 
hohe Kante legten, sind es heuer be-
reits 170 Euro. In sieben Jahren also 
ein Zuwachs von rund 30 Prozent. 
„Die Dynamik beim Sparen hat in 
den letzten Jahren aber deutlich ab-
genommen“, so Bosek. 

„Lizenz zur freiwilligen Selbstent-
eignung“
Die Sparquote stabilisiert sich in 
Österreich aktuell bei 8,4 Prozent, 
im Vergleichszeitraum 2011 lag sie 
bei 8,1 Prozent. Damit liegt sie aber 
noch immer deutlich unter dem 
langjährigen Durchschnittswert 
von 9,5 Prozent.
„Die Verzinsung auf dem Spar-
buch ist derzeit KESt-schonend. 
Langfristiges Sparen allein auf dem 
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Erstmals 
kein eigenes 
Produkt zum 
Weltspartag

„
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150 Jahre Sparkasse Horn 

Anlässlich ihres 150. Geburtstages veranstaltete die Sparkasse Horn- 
Ravelsbach-Kirchberg einen Tag der offenen Tür, zu dem über 1.000 
Gäste kamen. Highlights des Tages waren Führungen durch das 
Haus sowie die Ausstellung „Die Sparkasse einst und jetzt“. Dazu 
gab es ein Gewinnspiel und eine Weinverkostung.

Sparkassen News

Engelbert Tragschitz, VDir. Helmut Scheidl, Franz Straßberger, Bgm. Walter 
Schmid, Alexander Klik und Vorstandsvorsitzender Manfred Wielach

Sparbuch zu betreiben ist die Lizenz 
zur freiwilligen Selbstenteignung“, 
formulierte es Bosek bei der Prä-
sentation der vorliegenden Daten 
sehr pointiert. Er hofft, dass sich 
die Anleger wieder verstärkt dem 
Wertpapier zuwenden. Erste An-
zeichen für eine Wiederbelebung 
des Fondssparens gebe es bereits, 
die Käufe sind derzeit wieder höher 
als die Abflüsse aus dem jeweiligen 
Fondsvermögen. 
Stichwort Welttag des Sparens: Sei-
tens der Erste Bank wird es heuer 
zum Weltspartag keine „Sonderan-
gebote“ im Sparbuchsparen geben. 
„Ich befürchte, dass derzeit auch 
ein Angebot von 2 Prozent vor 
KESt auf dem Markt keine Begeis-
terungsstürme auslösen würde“, so 
der Privatkundenchef. Auch wenn 
die Sparsumme nicht mehr so stark 
steigt, ist doch mehr als jeder zwei-
te Österreicher zufrieden mit dem, 
was er sich monatlich absparen 
kann. Insgesamt ist die Zufrieden-
heit gleich um 5 Prozentpunkte im 
Vergleich zum Vorjahr gestiegen. 
Wofür sparen die Privaten? Das Si-
cherheitsbewusstsein ist traditionell 
hoch, so ist der berühmte „Notgro-
schen“ die Hauptmotivation (86 
Prozent). Eine eigene Wohnung, 
ein neues Auto oder eine gute Al-
tersvorsorge hat jeder Zweite vor 
Augen, wenn er Geld anspart. Die 
generelle Einschätzung, wie wichtig 
das Sparen für den Einzelnen ist, ist 
mit 70 Prozent Zustimmung relativ 
hoch, das bedeutet jedoch gegen-

über dem Vorjahr einen Rückgang 
um immerhin 5 Prozentpunkte.
Überraschendes Detail: Der Bau-
sparvertrag bleibt auch nach der 
Halbierung der staatlichen Prämie 
ganz oben in der Gunst der Sparer, 
67 Prozent nutzen ihn und beför-
dern ihn damit auf ein All-Time-
High. Die niedrigen Zinsen auf dem  
Sparbuch beflügeln die Lust auf an-
dere Investments aktuell nur mäßig: 
Eine Lebensversicherung hat jeder 

Zweite in Österreich, die Anlage-
form Wertpapiere und Fonds wurde 
von 30 Prozent genannt.
„Der Wertpapiermotor stottert al-
so noch, die Kundenanfragen dazu 
werden aber schon wieder mehr“, 
betont Bosek, der eine gute Vermö-
gensdiversifikation in wirtschaftlich 
schwachen Zeiten allerdings als den 
besten Weg sieht, um die Niedrig-
zinsphase gut zu überstehen.

Sicherheitspolitik für Kärntner Schüler

Seit 1989 besucht die Gesellschaft für Landesverteidigung Kärntner 
Schulen und informiert in allen Gymnasien sowie berufsbildenden 
höheren Schulen über die Landesverteidigung. Die Arbeit der Ge-
sellschaft hat das Ziel, das Bewusstsein bei angehenden Präsenz- 
und Zivildienern zu schärfen. Zielgruppe sind in erster Linie Matu-
rantinnen und Maturanten. Die Kärntner Sparkasse unterstützt das 
Projekt finanziell.

 

Sozialpreis Gloria für gesellschaftliches Engagement

Mit dem Sozialpreis Gloria der Tiroler Sparkasse werden Menschen 
und Initiativen geehrt, die zu einem besseren Miteinander in der 
Gesellschaft beitragen. Heuer wurde die Lienzerin Janette Schnei-
der ausgezeichnet, die sich seit Jahren für das Zusammenleben von 
Menschen unterschiedlicher Herkunft engagiert.

Das Sparbuch am Smartphone
Beim Thema Sparen denken viele 
nur an das Papiersparbuch. Mit  
einer neuartigen App für Smart-
phones haucht die Erste Bank dem 
Thema jetzt neues Leben ein. 
Die Impulsspar-App ist für iPhone 
und Android-Smartphones 2 ver-
fügbar und funktioniert einfach: 
Man legt sein Sparziel mit einer 
bestimmten Summe fest. Jedes Mal, 
wenn man etwa bewusst beim Ein-
kaufen auf etwas verzichtet, kann 
man den dadurch gesparten Betrag 
per Knopfdruck seinem Sparziel 
überweisen. 
Hinter der App liegt ein echtes 
Sparkonto, auf welches die einzel-
nen Beträge, die man sparen möch-
te, vom eigenen Konto abgebucht 
werden. 
Dabei muss man sich nur zu Be-
ginn einmal mit den netbanking-
Zugangsdaten einloggen, danach 
kann jederzeit per Knopfdruck 
eine bestimmte Summe vom eige-
nen Girokonto auf das gewünschte 
Sparkonto überwiesen werden. 
Neben der Impulsspar-App hat die 
Erste Bank auch als erste Bank in 
Österreich ein Spar-Projekt reali-

siert, das sich mittlerweile großer 
Beliebtheit erfreut: Rundungsspa-
ren. Dabei wird das Wechselgeld 
beim Einkauf mittels Bankomat-
karte automatisch auf den nächsten 
Euro aufgerundet, der Differenzbe-
trag wird dabei einem Sparkonto 
automatisch gutgeschrieben.
Österreichweit nutzen bereits 
20.000 Kunden diese neuartige 
Sparform.

brokerjet im neuen Kleid

Mit 1. Oktober erhielt die Online-Broker-Plattform brokerjet ein 
neues Portal. Mit dem Relaunch wurde auch der Firmenname ge-
ändert. Aus der ecetra Central European e-Finance AG wurde die 
Brokerjet Bank AG. Auch das Logo ist neu: Mit den Farben Blau und 
Rot ist brokerjet jetzt klar als Tochter der Erste Group erkennbar.

Erste-Vorstand Peter 
Bosek: „Es ist die Zeit ge-
kommen, wieder an das 
Wertpapier zu denken.“

70 % halten „Sparen“ für wichtig

„Wie wichtig ist Ihnen persönlich das Sparen? Würden Sie sagen, Sparen ist Ihnen …“ %

2012 2011 2010 2009 2006
+/- Diff. 
zu 2011

sehr wichtig  0

ziemlich wichtig -5

etwas wichtig +1

weniger wichtig +2
+2
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Praktisch im Wochenabstand kommen neue Vorschläge zu neuen Regelwerken für das europäische Bankensystem. Eine verwirrende Vielfalt und noch keine klaren Beschlüsse: Für den Präsiden-
ten des Österreichischen Sparkassenverbandes ein höchst unbefriedigender Zustand. Christian Aichinger nimmt im Gespräch zu den brisanten kreditwirtschaftlichen Problemen Stellung.

„Wir brauchen endlich ein Regelwerk  
zur klaren Orientierung“

Sparkassenzeitung: Der neue SPD-
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück 
fordert in seinem Bankenkonzept 
eine endgültige Trennlinie zwi-
schen den Investmentbanken und 
dem normalen Bankgeschäft, wie 
er das nennt. Können Sie sich da-
mit anfreunden?

Aichinger: Der Ansatz ist grund-
sätzlich richtig. Es ist ja vor kurzem 
der Liikanen-Bericht erschienen, 
der auch in diese Richtung geht. 
Dort steht, dass ein gewisser Anteil 
am Geschäft einer Bank in Invest-
mentprodukten liegen kann, und 
kleinere Banken würden nach die-
ser Expertise nicht unter diese Dif-
ferenzierung fallen. Eine sinnvolle 
Überlegung. 
Für schwierig erachte ich hinge-
gen die Grenzziehung zwischen 
dem spekulativen Derivatprodukt 
und der Absicherung grundsolider 
Geschäfte. Denn auch ich in einer 
vergleichsweise kleinen Sparkasse 
muss für Kunden Zinsen und Wäh-
rungen absichern können.
Ich hatte im Frühsommer Gelegen-
heit, mit dem finnischen Noten-
bankchef Erkki Liikanen ein langes 
Gespräch zu führen. Dabei habe ich 
versucht, ihm zu vermitteln, dass 
diese Grenzziehung sehr schwierig 
ist. 

Halten Sie etwas davon, den An-
teil bestimmter Geschäfte an der 
Bilanzsumme zum Kriterium zu 
machen?

Ja, es wird irgendwelche Messgrö-
ßen geben müssen. Das ist wohl 
sinnvoller, als jedes Produkt zu 
analysieren. In der Praxis hieße das: 
Wenn die Derivate, die eine Bank 
zur Absicherung von Geschäften 
braucht, ein gewisses Volumen 
nicht überschreiten, dann kommt 
man mit solchen Definitionen aus.

Glauben Sie, dass die Europäische 
Einlagensicherung vom Tisch ist?

Ich fürchte nein. Mein persönlicher 
Eindruck ist, dass die Nichteini-
gung auf Euro-Bonds auf diesem 
Wege kompensiert werden soll. 
Dabei ist das österreichische Sys-
tem sehr gut. Jede Gruppe fährt 
ihr Risiko und muss nach dieser 
Risikostruktur eben vorsorgen. Die 
Einlagensicherung auf Europaebe-
ne ist derzeit ein Kampf – sagen wir 
es pointiert – zwischen Nord und 
Süd. Ein Kampf der Sparer gegen 
die Ausgeber.

Wie beurteilen Sie die Vorschläge 
zur einheitlichen EU-Bankenauf-
sicht? Nach diesen wäre die Deut-

sche Bank nach denselben Kriteri-
en zu reglementieren wie etwa die 
Sparkasse Poysdorf. 

Das ist völliger Unfug. Dazu ein il-
lustratives Beispiel: Konzessionsfra-
gen gehen an die EZB. Also wenn 
die Wiener Neustädter Sparkasse 
ihren Unternehmensgegenstand auf 
Kraftfahrzeug-Leasing erweitert, 
wird dies dann in Frankfurt, nach 
Rückfrage in Brüssel, entschieden. 
Was dadurch besser werden soll, 
das weiß ich nicht. Für mich ist 
das Ausdruck eines EU-Geistes, 
den ich nicht verstehe. Es geht um 
das Konzept, dass jeder mit jedem 
im Wettbewerb ist oder sein muss. 
Das würde den völlig rational den-
kenden Homo oeconomicus vor-
aussetzen. Den haben wir aber in 
Europa nicht, wir haben den Wohl-
fühlmenschen, der die regionalen 
Strukturen sehr schätzt.
Ich fürchte grundsätzlich diesen 
drohenden Dschungel an Aufsichts- 
behörden: die EZB, die EBA sowie 
die nationalen Notenbanken und 
Aufsichtsbehörden. Das ist schon 
jetzt ein Konstrukt, das Verwirrung 
stiftet.

Was wäre der vernünftige Ausweg?

Ich kann mir konkret vorstellen: 
Grenzüberschreitende Banken un-
terliegen einem einheitlichen Re-
gime einer einheitlichen Aufsicht. 
Doch das ist Sache des Gesetzge-
bers, die Aufsicht muss dann kon- 
trollieren. Dieser Aspekt kommt der- 
zeit zu kurz. Das Schlechteste wä-
ren unterschiedliche Vorschriften 
der nationalen und supranationalen 
Aufsichtsbehörden. Die Lösung wä-
re, Regeln für regional tätige Ban-
ken und für grenzüberschreitende 
Kreditinstitute zu definieren. Dann 
hat man zwei Regelwerke, die leb-
bar sind. Dann ist es sekundär, wer 
das jeweils beaufsichtigt. 

Und bei Auslandsgeschäften von 
an sich regional tätigen Banken?

Das soll sich die nationale Aufsicht 
ansehen, denn die Forderungen an 
ausländische Kreditnehmer sind ja 
im Inland eingebucht. Die Diskus-
sion um die Aufsicht fokussiert aus 
meiner Sicht viel zu sehr auf die 
Details und nicht auf die Marktbe-
wegungen. Wo kümmert sich etwa 

Christian Aichinger:  
„Wo kümmert sich  

etwa die Aufsicht jetzt 
um Banken, die mehr als 
2 Prozent Einlagenzinsen 

zahlen?“

die Aufsicht jetzt um Banken, die 
mehr als 2 Prozent an Einlagen-
zinsen zahlen? Mit dem Geld kann 
man derzeit nichts Risikofreies an-
fangen.

Fürchten Sie, dass die Probleme 
der spanischen Banken die Zentra-
listen in Brüssel beflügeln?

Ja, durchaus. Gerade die Situation 
der Banken in Spanien zeigt, dass 
der ausschließlich auf Eigenkapi-
tal abstellende Ansatz der Regu-
lierungsdiskussion zu kurz greift. 
Die Kreditinstitute Spaniens haben 
durchaus Boring Banking betrie-
ben und Liegenschaften finanziert. 
Mit dem Ergebnis: Rund 80 Prozent 
ihres Kreditrisikos sind in Immo-
bilienprojekten zu finden. Dazu 
kommt erschwerend hinzu, dass sie 
nicht in Nachfrage investiert haben, 
sondern in die Hoffnung, dass in 
gebaute Projekte auch irgendwer 
einziehen wird. Fazit: Nicht das  
Boring Banking ist entscheidend, 
sondern die Risikostreuung. 

Erwarten Sie die Entscheidung bei 
der Bankenaufsicht für die EZB?

Das kann man derzeit kaum be-
urteilen, die Dinge sind im Fluss. 
Aus operativer Sicht frage ich mich 
schon, wie die EZB ab 2014 mehr 
als 6.000 europäische Banken be-
aufsichtigen soll. Das gravierende 
Problem ist jetzt die Tatsache, dass 
wir nicht ein gültiges Regelwerk ha-
ben. Wir programmieren beispiels-
weise derzeit Basel III, ohne zu wis-
sen, wann es wirklich kommt. Da 
werden Millionen investiert, und 
der Politik ist oft nicht klar, was sie 
mit kurzfristigen Entscheidungen 
bewirkt.

Österreich zählt derzeit zu den eif-
rigsten Promotoren einer Finanz-
transaktionssteuer. Was soll denn 
konkret dieser Steuer unterworfen 
werden?

Ich glaube, dass dies noch niemand 
im Detail weiß. Fürchten muss 
man, dass es eine Steuer auf den 
Zahlungsverkehr wird.

Aber es soll doch den Spekulanten 
treffen, der abseits der Realwirt-
schaft in riskante Anlagen inves-
tiert.

Das wäre ja philosophisch gerecht-
fertigt, aber wie ist das operativ um-
setzbar? Wenn ich Geld nach Eng-
land überweise, dann kann das für 
Reitstiefel ebenso sein wie für den 
Kauf der Aktie. Der Verwendungs-
zweck muss nicht mehr angegeben 
werden. Also welchen Charakter 
hat diese Finanztransaktion?
Ähnlich die Lage bei Basel II. Dort 
lautet das philosophische Credo, 
dass man jedes einzelne Kundenri-
siko mit dem entsprechenden Kapi-
tal unterlegt. Das ist ein nobelpreis-
verdächtiger Ansatz und durchaus 
einleuchtend. Nur in der Praxis geht 
das nicht. Wir können das einzelne 
Kundenrisiko nicht seriös messen, 
da sehr viele Einflussfaktoren dabei 
eine Rolle spielen. 
Dieses Spannungsfeld gilt auch für 
die Finanztransaktionssteuer: Der 
politisch-philosophische Gedanke, 
die rund um den Erdball Milliar-
den per Knopfdruck verschieben-
den Spekulanten zu besteuern, ist 
ja nachvollziehbar. Aber warum 
jemand, der sich langfristig zur Al-
tersvorsorge eine Voest-Aktie kauft, 
diese Steuer auch zu entrichten 
haben wird, bleibt unverständlich. 
Nicht alles, was philosophisch ein-
leuchtend klingt, ist in der prakti-
schen Umsetzung auch möglich. 
Das sollten die Erfinder neuer Re-
gularien immer bedenken!

Das Interview führte Milan Früh-
bauer.

„Wenn die Wiener Neu-
städter Sparkasse ihren 
Unternehmensgegenstand 
auf Kraftfahrzeug-Lea-
sing erweitert, wird dies 
dann in Frankfurt, nach 
Rückfrage in Brüssel,  
entschieden. Was da-
durch besser werden soll, 
das weiß ich nicht.“
Aichinger zur Europäi-
schen Bankenaufsicht
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Sparkassen Zeitung

Sparkassen Aktuell

„Der Kapitalmarkt Österreichs braucht  
eine umfassende Belebung“

Sparkassenzeitung: Sie haben vor 
kurzem namens der IV den Wirt-
schaftspolitischen Diskurs gestar-
tet. Darin findet sich auch ein Kapi-
tel Kapitalmarkt. Wo sehen Sie die 
dringendsten Ansatzpunkte, um 
den heimischen Kapitalmarkt – 
nach den Finanzturbulenzen der 
vergangenen Jahre – wieder funk-
tionsfähig und international wett-
bewerbsfähig zu machen?
Kapsch: Der Kapitalmarkt zeigt im 
Moment in Österreich und auch 
in der Europäischen Union leider 
wenig Dynamik. Das muss und 
soll nicht sein. Denn wir brauchen 
einen funktionierenden Kapital-
markt, der das Wachstum unter-
stützt. Daher muss das Vertrauen 
der Privatanleger, Investoren, aber 
auch Unternehmer in den Kapital-
markt so schnell wie möglich wie-
derhergestellt werden. Es braucht 
mehr Transparenz und Rechtssi-
cherheit, aber auch ein richtiges 
Maß an Regulierung, und zwar 
dort, wo es notwendig ist. Der ös-
terreichische Kapitalmarkt benötigt 
ein umfassendes Maßnahmenpaket 
zur weiteren Belebung, und vor al-
lem sollte er im positiven Sinn mehr 
in das politische Handlungsfeld ge-
rückt werden: Denn der Kapital-
markt ist eine wesentliche Säule der 
Unternehmensfinanzierung für un-
sere österreichischen Betriebe und 
damit ein wesentliches Element für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen.

Österreich ist derzeit – auch als 
Folge fehlender Realverzinsung – 
mit einem Sinkflug der Sparquote 
konfrontiert. Welche Konsequen-
zen könnte dies mittelfristig für die 
Fremdfinanzierung der Unterneh-
men im Lande haben?
In einer geschlossenen kleinen 
Volkswirtschaft wäre eine langfris-
tig auf tiefem Niveau verharrende 
Sparquote für die Unternehmensfi-
nanzierung ein Problem, denn da-
durch würde die Kreditvergabe an 
die Unternehmen erschwert wer-
den. Durch den EU-Binnenmarkt 
ist die nationale Sparquote nicht 
mehr so bedeutsam wie etwa vor 50 
Jahren. Eine negative Realverzin-
sung wird bei der Unternehmens-
finanzierung mittelfristig stärker 
einen Anreiz auf Fremdkapitalfi-
nanzierung setzen als auf Eigenka-
pitalfinanzierung. In einem solchen 
Umfeld wird eine Aktiengesell-
schaft eher geneigt sein, ihren zu-
sätzlichen Kapitalbedarf über Un-
ternehmensanleihen als über neue 
Aktien zu decken.

Unternehmensanleihen erfreuen 
sich derzeit großer Beliebtheit bei 
den Anlegern. Sehen Sie darin ei-

nen nachhaltigen Strukturwandel 
in der österreichischen Unterneh-
mensfinanzierung?
Es ist durchaus erfreulich, dass  
österreichische Unternehmen den 
Kapitalmarkt mehr und mehr als 
Finanzierungsmöglichkeit sehen. 
Die Ausgabe von Anleihen ist für 
viele Unternehmen der erste Schritt 
in Richtung Kapitalmarktfinanzie-
rung. Allgemein basiert die heimi-
sche Unternehmensfinanzierung 
nach wie vor zu einem Großteil auf 
Fremdkapital. Mit einer klassischen 
Unternehmensanleihe ist nicht die 
Eigenkapitalbasis des Unterneh-
mens gestärkt, sondern primär der 
Schritt auf den Kapitalmarkt ge-
wagt. Eine diversifizierte Unterneh-
mensfinanzierung ist notwendig. 
Allerdings müssen die Rahmenbe-
dingungen für die Unternehmen 
stimmen: Eine Unternehmensan-
leihe ist für Anleger nur dann at-
traktiv, wenn sie auch die nötige 
Analystencoverage und Aufmerk-
samkeit der Investoren hat.

Er ist erfolgreicher Industrieller, führt ein börsenotiertes Unternehmen mit extrem hohem Internationalisierungsgrad und ist seit einigen Monaten Präsident der Industriellenvereinigung:  
Georg Kapsch skizziert im Interview seine Vorstellungen von einem funktionierenden Kapitalmarkt und einer sinnvoll regulierten Kreditwirtschaft. 

Orten Sie in der österreichischen 
Industrie derzeit Verknappungs- 
bzw. Verteuerungstendenzen in der 
Unternehmensfinanzierung durch 
heimische Kreditinstitute?
Ich darf hier daran erinnern, dass 
einige Länder, wie auch Öster-
reich, eine Bankenabgabe einge-
führt haben. Gleichzeitig soll der 
Kreditsektor aber auch die stren-
gen Kapitalvorschriften von Basel 
III hinsichtlich eines zusätzlichen 
Eigenkapitalaufbaus erfüllen. Wir 
müssen hier bei der Belastung der 
Kreditwirtschaft das Augenmaß 
wahren. Steuern, die den Eigenka-
pitalaufbau der Banken belasten, 
wie etwa die Bankenabgabe, sollten 
daher entfallen, sollte die Politik 
auf kurzfristigen Maßnahmen zur 
Eigenkapitalstärkung der Banken 
bestehen. Aber die Entwicklung ist 
derzeit noch zu unklar und volatil. 
Gerade KMU wären massiv von 
Kreditverknappungen betroffen, da 
ihnen derzeit der Weg über den Ka-
pitalmarkt nicht offensteht. 

Die europäischen Aktienmärkte 
sind seit der Finanzkrise der Jahre 
2008 und 2009 schwer „geprügelt“. 
Dies gilt besonders auch für die 

Wiener Börse und den ATX. Sehen 
Sie – nach Einführung der Kurs-
gewinnbesteuerung und bei dro-
hender Finanztransaktionssteuer 
– mittelfristig Möglichkeiten, die 
Aktie als Finanzierungsinstrument 
und Veranlagungsform auch hier-
zulande wieder zu entdiskriminie-
ren? 
Eine Finanztransaktionssteuer, 
über deren steuerungspolitische 
Komponente zu diskutieren ist, 
darf keinesfalls in einem Allein-
gang eingeführt werden, da dann 
Finanztransaktionen nicht mehr in 
Österreich abgeschlossen würden. 
Langfristig würde sie dem Image 
des österreichischen Kapitalmarkts 
und somit dem Standort schaden. 
Auch die derzeit in Aussicht ste-
henden EU-Staaten inklusive Ös-
terreich sind zu wenig. Und es ist 
auch jedenfalls keine Alternative, 
wieder eine Börsenumsatzsteuer 
einzuführen. Dies würde dem Bör-
senstandort schaden und gleichfalls 
zum Ausweichen auf andere Bör-
senplätze führen. Eine Finanztrans-
aktionssteuer kann die Erwartun-
gen bezüglich Steueraufkommen 
und Stabilisierung des Finanzsek-
tors nur dann erfüllen, wenn sie auf 
einer regional breiten Ebene ein-
geführt würde. Wir bräuchten eine 
gezielte Aufklärungsarbeit und die 
Möglichkeit, sachgerecht und nicht 
populistisch zu diskutieren. 

Wie stehen Sie zu einer Europäi-
schen Bankenunion und wie be-
werten Sie die offensive Liquidi-

tätsversorgungspolitik der EZB 
für Länder, die sich derzeit auf 
den Kapitalmärkten nicht oder 
nur zu dramatischen Konditionen 
refinanzieren können?
Wir als Industrie haben uns be- 
reits im Vorfeld der Veröffentli-
chung der EU-Kommissionsvor-
schläge zur Europäischen Banken-
union grundsätzlich positioniert. 
Vor dem Sommer wurde in Brüssel 
noch angedacht, in den Vorschlag 
auch die Themen „europäische Ein-
lagensicherung“ und „europäische 
Restrukturierungsregelung“ zu 
packen. Diese Punkte wurden aus 
verständlichen Gründen nun doch 
nicht sofort aufgenommen – denn 
es wird noch verhandelt und disku-
tiert. Was die gemeinsame Europä-
ische Bankenaufsicht betrifft: Eine 
effiziente Aufsicht ist begrüßens-
wert… Allerdings gibt es noch viele 
wesentliche Fragen zu klären: allen 
voran die Abgrenzung zu Maßnah-
men der Geldpolitik der EZB und 
die Abgrenzung der neuen Aufsicht 
zu EBA und zu den nationalen Auf-
sichten. Eine weitere Frage ist der 
Geltungsbereich der zentralen Auf-
sicht – Stichwort: Nicht-Euro-Län-
der, systemrelevante Banken. Neue 
Aufsichtsstrukturen für Banken 
dürfen auf keinen Fall zu Lasten der 
Realwirtschaft gehen.

Die aktuelle Außenhandelsstatistik 
zeigt eine spürbare Wachstums-
verlangsamung bei den Exporten. 
Gleichzeitig wird ein beachtli-
cher Strukturwandel erkennbar: 

„Neue Bankenaufsichten dürfen nicht zu Lasten der Realwirtschaft gehen.“

Der Anteil der EU-Länder an den 
Ausfuhren sinkt beträchtlich, die 
Drittstaaten gewinnen an Bedeu-
tung. Wie interpretieren Sie diese 
Veränderung?
Österreichs Industrie ist hochgra-
dig flexibel, global tätig und di-
versifiziert sich in Richtung neuer 
Märkte. Die Strukturverlagerung 
der heimischen Exporte in Rich-
tung prosperierender Drittstaaten 
trägt ja auch dazu bei, dass im In-
land Arbeitsplätze und die heimi-
sche Konjunktur gestützt werden. 
Laut der aktuellen WIFO-Prognose 
wird sich auch dieses Jahr das welt-
weite reale Wirtschaftswachstum 
mit plus 3,1 Prozent deutlich dyna-
mischer entwickeln als das Wachs-
tum der Eurozone mit minus 0,4 
Prozent. Dieser Trend, wonach die 
Weltwirtschaft stärker wächst als 
die Eurozone bzw. die EU-27, ist 
schon seit einigen Jahren zu beob-
achten. Und daran wird sich auch 
in den folgenden Jahren nichts 
ändern. Wettbewerbsfähig ist der 
Standort Österreich aber nur dann, 
wenn wir unsere Verantwortung 
insbesondere in den Bereichen Bil-
dung und Ausbildung, Forschung 
und Entwicklung, Infrastruktur, 
Verwaltung, Pensionen und Ge-
sundheit wahrnehmen. Der Erfolg 
der Exporte in Drittstaaten ist al-
lerdings auch mit höherem Risiko 
und großer Wettbewerbsintensität 
verbunden.

Das Interview führte Milan Früh- 
bauer.

Der Standort  
Österreich 
braucht eine 
funktionierende 
Börse.

„

„
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Achtung auf die Bonität
Problematische „Kampfkonditionen“ bei Habenzinsen

Im Keller sind seit geraumer Zeit 
die Sparzinsen. Und weil die  
Europäische Zentralbank wegen 
der Staatsschulden- und Wirt-
schaftskrise eine Politik des billi-
gen Geldes fährt, wird sich daran 
bis auf weiteres wenig ändern. 
Zieht man von den mickrigen 
Zinsen, mit denen wir derzeit 
abgespeist werden, Kapitalertrag-
steuer und Inflation ab, ist jedes 
Sparbuch – selbst mit längerer 
Laufzeit – real ein Verlustgeschäft.
Doch es gibt „Ausreißer“ nach 
oben. Wer die online oder in 
den Medien regelmäßig publi-
zierten Zinsvergleiche studiert, 
findet immer wieder Institute, 
die selbst für täglich fällige oder 
relativ kurz gebundene Sparein-
lagen zwei Prozent und mehr 
anbieten – Zinssätze, von denen 
die Kunden der großen Filial-
banken nur träumen können. 
Hinter diesen für so manchen 
Sparer sehr verlockenden Ange-
boten stehen meist Geldinstitute 
in ausländischem Besitz oder Di-
rektbanken. Wenn diese Banken 
Zinsen deutlich über dem all-
gemeinen Marktniveau zahlen, 
sollten bei den Kunden eigentlich 
die Alarmglocken schrillen. Von 
zeitlich eng begrenzten Werbe-
aktionen einmal abgesehen deu-
tet ein höherer Zinssatz immer 
auf ein höheres Risiko, sprich 
eine schlechtere Bonität hin. Sind 
manche Banker Gutmenschen, 
die den Sparern freiwillig höhere 
Zinsen zahlen als sie müssten? 
Wohl kaum …

Während sonst 
in der Wirtschaft 
der Grundsatz 
„There is no free 

lunch“ gilt, ist das bei überhöh-
ten Sparzinsen nicht der Fall. Die 
Einlagensicherung deckt im Falle 
einer Bankpleite die Spareinlagen 
bis zu 100.000 Euro ab. Bis zu 
50.000 Euro davon müssen die 
Banken übernehmen, die diese 
Belastung natürlich in ihre Kal-

kulation einfließen lassen, darü-
ber hinaus springt der Staat ein. 
Die Kunden müssen sich um die 
Bonität der Bank, der sie ihr Geld 
anvertrauen, nicht kümmern. 
Wem gehört die Bank? Wie ris-
kant ist ihr Geschäftsmodell? 
Wer steht dahinter? Was passiert 
mit den Einlagen? – lauter Fra-
gen, die Sparer sonst hellhörig 
machen würden, werden dank 
Einlagensicherung ausgeblen-
det. Einige der Institute, die mit  
ihren Lockangeboten immer wie-
der die Konkurrenz ausstechen, 
verweisen in ihrer Werbung 
recht deutlich auf die Einlagen-
sicherung. Diese wirkt übrigens 
auch grenzüberschreitend, wenn 
etwa Banken mit ausländischen 
„Müttern“ von Österreich aus 
beispielsweise nach Deutschland 
expandieren und dort mit über 
dem Markt liegenden Konditio-
nen auf Kundenfang gehen. Auch 
in diesen Fällen haftet bei einer 
Insolvenz die österreichische 
Einlagensicherung, es würden 
also die österreichischen Banken 
bzw. die österreichischen Steuer-
zahler zur Kasse gebeten.

Grundsätzlich ist 
die Einlagensiche-
rung als Fangnetz 
für Sparer eine 
gute Sache. Doch 

sie fördert auch eine nicht mehr 
zeitgemäße Vollkasko-Mentalität 
und leistet Moral Hazard Vor-
schub. Lösen ließe sich dieses 
Dilemma durch einen Selbstbe-
halt, im Pleitefall müssten Sparer 
also einen Teil des Verlustes selbst 
schlucken. Dann würden sich 
Bankkunden gut überlegen, wem 
sie ihr Geld anvertrauen. Poli-
tisch ist so ein Selbstbehalt derzeit 
kaum durchzubringen, sinnvoll 
wäre er aber sehr wohl. Denn 
sonst zahlt die Masse der Sparer 
gleich doppelt drauf: Sie muss 
sich mit mageren Zinsen begnü-
gen und im Ernstfall für findige 
Schnäppchenjäger geradestehen. 

Werbung mit  
der „Einlagen- 
sicherung“

Vollkasko- 
Mentalität  
ist zu hinter- 
fragen

 

KMU: „Helden“ der Wirtschaft 
und ungebrochene Optimisten

Dem Optimismus der heimischen Unternehmen können Staatsschuldenkrise und europaweiter Konjunktur- 
pessimismus offenbar nicht viel anhaben. Die österreichischen Betriebe blicken weiterhin zuversichtlich 

 in die Zukunft. Das ergab eine aktuelle Umfrage von IMAS im Auftrag der Erste Bank und Sparkassen, die  
auch künftig als aktive Partner der Wirtschaft auftreten wollen. 

Die repräsentative Studie hat 
Stimmungslage und Erwar-

tungen von KMU mit einem Jahres-
umsatz zwischen 1,5 und 175 Mio. 
Euro in ganz Österreich erfasst und 
eine durchwegs positive Resonanz 
erhalten: Knapp die Hälfte (48 Pro-
zent) der Unternehmer prognosti-
zieren ihrem Betrieb in den nächs-
ten drei bis fünf Jahren nämlich ein 
starkes Wachstum. Etwa genauso 
viele (47 Prozent) glauben zumin-
dest an eine unverändert stabile 
Geschäftsentwicklung. Somit rech-
nen rund 95 Prozent der Befragten 
nicht mit einem Rückgang. Zwei 
Drittel der Befragten (66 Prozent) 
rechnen mit steigenden Umsätzen, 
36 Prozent haben 2011 sogar die 
Mitarbeiterzahl erhöht. Mit neuen 
Krediten sind Unternehmer jedoch 
vorsichtig. Lediglich 26 Prozent 
planen, in den kommenden zwei 
Jahren neues Kapital für ihr Unter-
nehmen aufzunehmen. Der Finan-
zierungsbedarf bleibt also weiterhin 
relativ niedrig.

„Helden“ der Wirtschaft
Nur zwei Prozent weniger als im 
vergangenen Jahr gehen somit von 
einer guten Entwicklung der eige-
nen Geschäfte aus. „Die österreichi-
schen Unternehmen sind zu Recht 
selbstbewusst. Die Klein- und 
Mittelbetriebe sind die Helden der 
österreichischen Wirtschaft. Wir 
verdanken ihnen, dass unsere Wirt-
schaftsleistung im europäischen 
Vergleich so gut dasteht“, zeigt sich 
Peter Bosek, Privat- und Firmen-
kundenvorstand der Erste Bank, 
über die Umfrageergebnisse erfreut. 
Auch wenn die Wirtschaftsforscher 
kürzlich ein anderes Bild prognos-
tizierten, rechnen die Unternehmer 
weiterhin mit Wachstum.
Im regionalen Vergleich blicken vor 
allem die Wiener positiv in ihre be-
triebliche Zukunft. So rechnen in 
der Bundeshauptstadt 59 Prozent 
(plus acht Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr) mit einer gestärkten 
Marktposition. Aber auch im Wes-
ten Österreichs, in Vorarlberg (51 
Prozent) und Tirol (49 Prozent), ist 
rund die Hälfte der Unternehmer 
zuversichtlich. Am pessimistischs-
ten ist man im Burgenland. Hier 
rechnen zehn Prozent mit einem 
Rückgang.
Als ausschlaggebende Erfolgsfak-
toren für die Zukunft werden vor 
allem Modernisierung, Koopera-
tionen und neues Personal gese-
hen. Für mehr als die Hälfte ist die 
Modernisierung des Betriebs ein 
Schlüsselfaktor, 73 Prozent planen 
in den nächsten zwei Jahren dafür 
Investitionen ein. Durch Koopera-
tionen mit anderen Unternehmen, 

die die eigene Wertschöpfungsket-
te verlängern, wollen immerhin 58 
Prozent wachsen. Positiv ist auch 
die Entwicklung in puncto Perso-
nal zu sehen. Denn immerhin die 
Hälfte aller antwortenden Firmen 
betrachtet die Aufnahme neuer 
Mitarbeiter als wichtige Maßnah-
me für den wirtschaftlichen Erfolg. 

Überraschend ist aber nicht nur die 
unerwartet gute Wetterlage am sub-
jektiven Konjunkturhimmel, auch 
die Expansionspläne sind es: Ein 
Fünftel der befragten Unternehmen 
will nämlich neue Betriebsstandor-
te gründen.

Finanzierungsbedarf stabil
Diese Pläne wollen die österrei-
chischen KMU aber hauptsächlich 
aus eigener Kraft umsetzen und 

organisch wachsen. Insgesamt se-
hen nur 26 Prozent der Betriebe 
in den nächsten zwei Jahren einen 
zusätzlichen Finanzierungsbedarf 
in Form eines Bankkredits, bei den 
größeren Unternehmen mit 5 bis 
175 Mio. Euro Umsatz sind es 32 
Prozent. Die geschätzte Kredithö-
he liegt bei knapp der Hälfte der 
Betriebe mit Finanzierungsbedarf 
aber unter 500.000 Euro. Diese Mit-
tel sollen hauptsächlich zur Moder-
nisierung (61 Prozent) eingesetzt 
werden, mit großem Abstand fol-
gen Kundengewinnung sowie Rati-
onalisierungsmaßnahmen (jeweils 
16 Prozent). Kapital über eine Stär-
kung der Eigenmittel zu beschaffen 
kommt nur für 45 Prozent in Frage. 
2011 war für die Sparkassengrup-
pe ein sehr starkes Kredit-Jahr. 
Insgesamt wurden österreichweit 
10,4 Milliarden an neuen Krediten 
vergeben, das ist im Vergleich zum 
Jahr 2010 eine Steigerung um 33 
Prozent. 

Auch im ersten Halbjahr 2012 wur-
den bereits 5.123 Mrd. Euro Neukre-
dite vergeben. „Wir wollen weiterhin 
in unsere langfristigen Kundenbe-
ziehungen investieren und unseren 
Kunden ein verlässlicher Bankpart-
ner sein“, so Bosek zur Unterneh-
mensfinanzierung.   -afe-

KMU erwarten 
gestärkte Markt­
positionen.

„

„

Peter Bosek, Privat- und 
Firmenkundenvorstand 
der Erste Bank

Rund ein Viertel sieht Kreditbedarf in den nächsten Jahren
– Konstanter Bedarf seit 2011

„Hat Ihr Betrieb in den nächsten ein, zwei Jahren einen Finanzierungsbedarf, 
der in Form eines Bankkredites gedeckt werden müsste?“
+/- Differenz zu 2011

- Konstanter Bedarf seit 2011
„Hat Ihr Betrieb in den nächsten ein, zwei Jahren einen Finanzierungsbedarf, der in Form eines Bankkredites gedeckt werden müsste?"

Rund ein Viertel sieht Kreditbedarf in den 
nächsten Jahren
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Unternehmen sind zu Recht selbstbewusst
– Die Hälfte sieht sich wirtschaftlich eher besser als der Rest der Branche

„Wenn Sie Ihr Unternehmen mit anderen Ihrer Branche vergleichen: Ist die wirt- 
schaftliche Gesamtsituation Ihres Betriebes eher besser, schlechter oder etwa 
gleich wie bei den meisten Betrieben Ihrer Branche?“                                  +/- Differenz zu 2011
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GEMEINWOHL

Unterwegs zu neuen Kunden 

„Wir wollen aus der Sparkasse hinausgehen und offen auf unsere be-
stehenden und auf potentielle neue Kunden zugehen.“ Mit diesen 
Worten erklärte VDir. Martin Zwittag die Intention des Aktionstags, 
mit dem Mitarbeiter der Sparkasse Pregarten-Unterweißenbach auf 
ihr Unternehmen aufmerksam machten. In den Filialen waren an 
diesem Tag nur wenige Angestellte anzutreffen. Dafür waren die an-
deren auf den Beinen, um ihre Kunden und Nichtkunden „draußen“ 
zu treffen, neue Kontakte zu knüpfen und sich für die Fragen der 
Bevölkerung Zeit zu nehmen.  

Sparkassen News

Einmal ohne Auto in die Arbeit

Dass es auch ohne Auto geht, bewiesen Mitarbeiter der Dornbir-
ner Sparkasse am „Autofreien Tag“, den die Sparkasse veranstaltete. 
Sie kamen mit Fahrrad, E-Bike, öffentlichen Verkehrsmitteln oder 
zu Fuß zur Arbeit und wurden mit einem Frühstück empfangen. 
Der „Autofreie Tag“ fand im Rahmen von Vorarlberg mobil und der  
Europäischen Mobilitätswoche statt.

Die Mitarbeiter der Sparkasse Pregarten-Unterweißenbach

Aufbruch zur Kunst

Mit der Initiative „Aufbruch zur Kunst“ will die Sparkasse Nieder-
österreich Mitte West AG Kindern und Jugendlichen das Thema 
Kunst näherbringen. An insgesamt zehn Terminen ermöglichte die 
Sparkasse daher rund 300 Schülern eine spannende Reise in das  
Leopold Museum im Wiener MuseumsQuartier.  

Fachvortrag für Wirtschaftstreuhänder 

Um in der Pensionsphase den Lebensstandard aufrechterhalten zu 
können, stellen Firmenpensionen einen unverzichtbaren Baustein 
in der Vorsorge dar. Manfred Sirny, Pensionsexperte der VBV Pensi-
onskasse, informierte in Dornbirn Wirtschaftstreuhänder und Steu-
erberater über die optimale Gestaltung von Firmenpensionen unter 
Beachtung der gesetzlichen Änderungen in diesem Bereich.

Die Kinder mit Führerin Melanie Thiemer im Wiener Leopold Museum

Vor kurzem endete der erste Durchgang einer gemeinsamen Kampagne von Wiener Städtische Versicherung,  
Erste Bank, Wirtschaftsministerium, Sozialministerium und dem ÖGKV, die Österreichs beliebteste  

Pflegerinnen und Pfleger vor den Vorhang holt.

Österreich sucht seine 
„Pfleger mit Herz“

In Österreich gibt es rund 440.000 
Pflegefälle und mehr als 100.000 

professionelle Pflegerinnen und 
Pfleger, die sie betreuen. Der größ-
te Teil der pflegebedürftigen Men-
schen (rund 85 Prozent) wird zu 
Hause gepflegt. Auch Angehörige 
leisten hier einen wertvollen Bei-
trag.
Die demografischen Entwicklun-
gen der Gesellschaft zeigen die Bri-
sanz des Themas: Rund 50 Prozent 
der Personen, die heute Pflegegeld 
beziehen, sind mindestens 81 Jahre 
alt. Der Anteil dieser Altersgruppe 
liegt bei etwa 5 Prozent, wird bis 
zum Jahr 2030 auf 7 Prozent und 
bis 2050 auf 11,5 Prozent steigen. 
Dadurch steigt aber auch die Wahr-
scheinlichkeit, im Alter zum Pfle-
gefall zu werden. Für viele betagte 
Menschen sind ihre Pfleger schon 
heute sehr positive und wichtige 
„Lebenspartner“. 
Peter Bosek, Privat- und Firmenkun-
denvorstand der Erste Bank, sieht 
eine große Verantwortung: „Die 

Erste Bank unterstützt die Aktion 
‚PflegerIn mit Herz‘, weil die Pflege 
in Österreich noch ein sehr wenig 
diskutiertes und mit Angst besetztes 
Thema ist. Das Risiko, im Alter ein 
Pflegefall zu werden, steigt aber mit 
der Höhe der Lebenserwartung!“
Gesucht wurden mit der Initiative 
„PflegerIn mit Herz“ die beliebtes-

ten Pflegerinnen und Pfleger des 
Landes. Eine Jury wird pro Bundes-
land jeweils einen Gewinner aus-
wählen. Diese neun „PflegerInnen 
mit Herz“ werden im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung im Novem-
ber mit einem Geldpreis von der 
Wiener Städtischen Versicherung 
für ihr Engagement belohnt.    -üh-

Peter Bosek, Erste Bank, Wirtschaftsminister Reinhold Mitterlehner, Ursula Frohner, 
Präsidentin des Gesundheits- und Krankenpflegeverbands, Sozialminister Hunds- 
torfer, Günter Geyer, Präsident des Vereins „PflegerIn mit Herz“, und Generaldirektor 
Robert Lasshofer, Wiener Städtische Versicherung

Die Sicherheit, bis ins hohe Alter gut leben zu können und auch in Würde sterben zu dürfen, ist in Österreich 
leider nicht gegeben. Ein Missstand, den das Hospiz Österreich aus dem Weg räumen und anlässlich des  
Internationalen Hospiz und Palliative Care Tages thematisieren möchte. Die Sparkassen unterstützen  

den Dachverband seit Jahren bei diesen Zielen.

Hilfe auf dem letzten Weg

Die Präsidentin des Dachver-
bandes von Palliativ- und 

Hospizeinrichtungen, Waltraud 
Klasnic, sieht das Recht, in Würde 
zu altern und zu sterben, in Öster-
reich gefährdet und betont: „Mit 
Blick auf unsere Zukunft müssen 
wir als Gesellschaft schon jetzt die 
Weichen stellen, damit Lebensqua-
lität auch 2050 noch möglich ist.“ 
Sie zieht hier mit Bundesminis-
ter Rudolf Hundstorfer an einem 
Strang: „Derzeit werden 80 Prozent 
der pflegebedürftigen Menschen 
zu Hause gepflegt. Aufgrund der 
demografischen Entwicklung wird 
diese Zahl wohl nicht haltbar blei-
ben. Wir werden daher die Hospiz
angebote – ob stationär oder mobil – 
immer stärker benötigen.“

Ehrgeizige Ziele
Das innovative Projekt „Hospiz-
kultur und Palliative Care in Alten- 
und Pflegeheimen (HPCPH)“ ist 
eine Antwort auf die veränderten 
Bedürfnisse jener Menschen, die in 
Alten- und Pflegeheimen wohnen 
oder arbeiten. Folgende Ziele sollen 
damit erreicht werden: Weitgehen-
de Schmerzfreiheit, Selbstbestim-
mung, professionelle und einfühl-

same Pflege und Betreuung, Einbe-
ziehen von An- und Zugehörigen, 
Beitrag zur Lebensfreude sowie die 
Gesundheitsförderung für alle Lei-
tenden und Betreuenden im Alten- 
und Pflegeheim sind die Ziele von 
HPCPH. Es wurden österreichweit 
einheitliche Richtlinien und ein 
ausgereiftes Konzept erstellt, das in 
46 Heimen umgesetzt wird. Außer-
dem benötigt Österreich stationäre 
Hospize, da die Pflegeheime tech-
nisch, personell und fachlich über-

fordert sind. Klasnic: „Nachhaltig 
können Hospizkultur und Palliative 
Care nur gelebt werden, wenn lang-
fristig die Finanzierung und auch 
entsprechende Rahmenbedingun-
gen wie qualifiziertes und entspre-
chend ausgebildetes Personal und 
ein ausreichender Pflegeschlüssel 
gesichert sind. Hier ist die Politik 
gefordert.“ 
Die Sparkassen möchten auch in 
Zukunft ihren Beitrag zu diesem 
wichtigen Thema leisten.   -afe-

Hospiz-Dachverband-Präsidentin Waltraud Klasnic, hier mit Sozialminister Rudolf 
Hundstorfer: „Noch werden 80 Prozent der Pflegebedürftigen zu Hause betreut.“
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Bisher leider kaum bemerkt: 
Strukturwandel bei Exporten 

EINBLICK
Milan Frühbauer

Milan Frühbauer ist Wirtschaftsjournalist. Der ehemalige Chefredakteur der Zeitschrift 
„industrie“ ist wirtschafts- und medienpolitischer Kommentator der Fachmedien des 

Manstein Verlags und Chefredakteur der Österreichischen Sparkassenzeitung.

Die selbst in der Wirtschaftsbe-
richterstattung rasch fortschrei-
tende Personalisierung verstellt 
offensichtlich den Blick für 
ökonomische Strukturfragen. 
Der einst in der wirtschafts- 
politischen Diskussion durch-
aus gängige Begriff „Struktur-
wandel“ ist völlig aus der Mode 
gekommen. Die Orientierung 
auf Daten und Fakten konzen-
triert sich seit Monaten auf die 
Finanz- und Kapitalmärkte. An-
gesichts der dort grassierenden 
Krisenerscheinungen durchaus 
verständlich, aber ebenso auch 
sehr unbefriedigend.

Die monatliche 
Veröffentlichung 
der jüngsten Da-
ten aus der Han-

delsbilanz durch die Statistik 
Austria – noch vor Jahren ein 
sicherer Dreispalter in den Qua-
litätszeitungen – verkommt zur 
Kurznotiz. Wohl deshalb bleiben 
wesentliche Aspekte der Export-
entwicklung für den gesamten 
Konjunkturverlauf ohne öffentli-
che Aufmerksamkeit.
Wäre dem nicht so, dann hätte 
die Information über die Ent-
wicklung der heimischen Han-
delsbilanz in den ersten sieben 
Monaten dieses Jahres wohl zu 
Interpretationen Anlass geben 
müssen. 
Also dann: Stiegen die österrei-
chischen Ausfuhren im ersten 
Halbjahr 2012 um 2,1 Prozent, 
so beschleunigte sich der Export-
zuwachs gegenüber dem Vorjahr 
im Juli dieses Jahres auf mehr 
als 5 Prozent. Angesichts der in 
weiten Teilen Europas derzeit 
feststellbaren Konjunkturschwä-
che eine zunächst überraschende 
Leistung. Zumal in einigen west-
europäischen Industriestaaten 
zumindest bis Jahresende von 
Rezession gesprochen werden 
muss. 
Sieht man sich die Außenhan-
delsdaten der Statistiker genauer 
an, was die meisten Medien des 
Landes derzeit penibel vermei-
den, dann wird rasch klar, worauf 
diese „Abkoppelung“ der heimi-
schen Exporte von den Konjunk-
turproblemen in vielen wichtigen 
Abnehmerländern zurückzufüh-

ren ist. Erstmals in der jüngeren 
Vergangenheit sind nämlich die 
Ausfuhren in die 26 übrigen Län-
der der Europäischen Union auf 
einen Anteil von weniger als 70 
Prozent der Gesamtexporte ge-
sunken. Genauer gesagt auf 68 
Prozent. 

Im Umkehrschluss 
heißt das: Fast  
ein Drittel der ös-
terreichischen Ex-
portleistung wird 
in Ländern außer-

halb der EU-27 erbracht. Still 
und leise ist es somit der expor-
torientierten Industrie gelungen, 
die Diversifizierung der Desti-
nationen kräftig voranzutreiben. 
Was in den Sonntagsreden der 
vergangenen Jahre von Wirt-
schaftswissenschaft und Politik 
immer wieder gefordert wurde, 
wird umgesetzt. Die Fokussie-
rung auf die sogenannten be-
nachbarten Märkte nimmt spür-
bar ab, die Globalisierung des 
Exportmanagements in Richtung 
Südostasien oder Südamerika 
zeitigt Erfolge.
Noch eines ist aus den mehr als 
ermutigenden Juli-Ergebnissen 
abzulesen: Die Wettbewerbsfä-
higkeit und die Innovationskraft 
der heimischen Sachgüterpro-
duktion haben ein Ausmaß er-
reicht, das die Unternehmen zu-
nehmend resistenter gegenüber 
der Volatilität des europäischen 
Konjunkturverlaufes macht. 
Hier dokumentiert sich eine er-
freuliche Kraft von Exporteuren, 
die im internationalen Vergleich 
durchaus der Größenkategorie 
der KMU zugeordnet werden 
können. Just diese Unterneh-
mensgruppe ist von ausreichen-
der Kreditfinanzierung abhän-
gig, um auch weiterhin diesen 
Weg des Strukturwandels und 
der Marktdiversifikation gehen 
zu können.
Viel Stoff also für wirtschafts- 
politische Kommentare. Aber 
nicht in einem Land, in dem im 
Stundenabstand der Hörfunk in 
den Weltnachrichtensendungen 
vermeldet, dass das Asylanten-
heim auf der Kärntner „Saualm“ 
endgültig geschlossen wird. 
Tu felix Austria …

Exportwachs-
tum ohne 
mediales Echo

Beachtliche 
Leistung der 
KMU im 
weltweiten 
Wettbewerb

Die Zinsen für neue Kredite und auch für Einlagen waren in Österreich bis Ende Juli weiterhin rückläufig. Die 
infolge der Liquiditätshilfe der Europäischen Zentralbank an die Banken stark sinkenden Zwischenbankzinssätze 

im ersten Quartal 2012 führten zu einem sinkenden Zinsniveau bei Kundenzinssätzen.

Kundenzinssätze heuer 
weiter im Sinkflug

Seit dem Jahreswechsel kam es in 
Österreich bei neu vergebenen 

Krediten zu Rückgängen von bis zu 
70 Basispunkten. Im Einlagenbereich 
waren diese mit bis zu 92 Basispunk-
ten sogar noch stärker ausgeprägt. Der 
vergleichsweise stärkere Rückgang bei 
neu vereinbarten Einlagenzinssätzen 
führte in Österreich zu einem mini-
malen Anstieg der Zinsspanne im 
Neukundengeschäft, welche jedoch 
noch immer zu den geringsten im ge-
samten Euroraum zählte. 
Vor allem Unternehmen konnten seit 
dem Jahreswechsel von günstigeren 
Zinskonditionen bei österreichischen 
Banken profitieren. Dies geht aus  
einer Analyse der Nationalbank her-
vor. Sowohl bei neuen Krediten mit 
Volumen bis eine Million Euro als 
auch bei neuen Großkrediten (über 
eine Million Euro) kam es seit De-
zember 2011 zu deutlichen Rückgän-
gen bei den Kreditzinssätzen in Höhe 
von 62 bzw. 70 Basispunkten auf 2,40 
bzw. 2,01 Prozent. Bei Krediten bis 

eine Million Euro war der Rückgang 
deutlich stärker als im Euroraum-
Durchschnitt (–31 Basispunkte), und 
der Zinsvorteil gegenüber dem Euro- 
raum-Durchschnitt (4,12 Prozent) 
stieg auf mehr als 170 Basispunkte an.

Bei den Zinssätzen für neue Einlagen 
von privaten Haushalten kam es seit 
Jahresbeginn zu vergleichsweise stär-
keren Rückgängen als bei den Kredit-
konditionen. Besonders bei kürzeren 
Laufzeiten hatte sich die Differenz 
zum Euroraum-Durchschnitt wei-
ter erhöht. So wurde im Euroraum 
bei Einlagen mit einer Laufzeit von 
bis zu einem Jahr sogar ein gering-
fügiger Anstieg der Einlagenzinssät-

Das Phänomen ist nicht neu, aber derzeit besonders brisant: Das Finanzwissen der Österreicher ist bescheiden. 
Die Schule reicht bei weitem nicht aus. Eine neue Sparefroh-Initiative soll helfen.

Malaise der Finanzbildung: 
Schule schafft es nicht

Nicht nur, dass fast zwei Drittel 
der Österreicher bei sich selbst 

ein Wissensdefizit in Wirtschafts- 
und Finanzfragen diagnostizieren, 
auch ihren Freunden und Bekann-
ten würden sie bei dem Thema 
mehrheitlich nur einen „Dreier“ ge-
ben. Nur jeder Zehnte würde seinen 
Freunden ein „Sehr gut“ ausstellen.
Ursache für dieses Defizit könnte sein, 
dass Gelderziehung zu wenig in den 
Lehrplänen von Österreichs Schulen 
verankert ist. Jeder zweite Österrei-
cher ist zumindest der Ansicht, dass 
der Lehrstoff in den Schulen dazu 
nicht ausreicht. „Das vorausschauen-
de Einteilen, Setzen von Prioritäten 
und die Notwendigkeit des Sparens, 
wenn man sich etwas leisten will – das 
sind Charaktereigenschaften, die wir 
schon früh mit unseren Kindern üben 
müssen“, unterstreicht Thomas Uher, 
Vorstandssprecher der Erste Bank, die 
Bedeutung des Lernens über Geld.
Geldwissen zu vermitteln obliegt aber 
nicht allein den Lehrern. Neben dem 
wichtigsten Einflussfaktor – den El-
tern – erachten 55 Prozent es für wich-
tig, dass sich eine Bank dem Thema 
„Gelderziehung“ widmet. Deshalb ha-
ben Erste Bank und Sparkassen – mit 
Unterstützung des Bundesministeri-

ums für Unterricht, Kunst und Kultur 
– Sparefroh TV ins Leben gerufen. 
Das sind Kurzfilme, in denen für Kin-
der im Volksschulalter Finanz- und 
Wirtschaftsthemen pädagogisch rich-
tig aufbereitet und erklärt werden. Die 
neue und seit heute verfügbare dritte 
Folge mit dem Titel „Wie funktioniert 
der Markt?“ geht dem Zusammen-
spiel von Angebot und Nachfrage, 
der Preisbildung und fairen Produk-

tions- und Handelsbedingungen auf 
den Grund. Mehrheitlich (45 Prozent) 
finden die Österreicher, dass mit dem 
Thema Gelderziehung schon in der 
Volksschule begonnen werden sollte, 
28 Prozent würden sogar schon im 
Kindergarten damit starten.
Sparefroh TV ist kostenlos im Inter-
net zu sehen, unter anderem unter 
www.facebook.com/sparefroh oder 
www.sparefroh.at.   -red-

Die Zinsspanne in 
Österreich zählt 
zu den niedrigsten 
im Euroraum.

„

„

ze verzeichnet (+2 Basispunkte auf 
2,80 Prozent), während der entspre-
chende Zinssatz in Österreich seit 
Dezember 2011 um 70 Basispunkte 
sank und 1,13 Prozent erreichte. Ver-
antwortlich für die Entwicklung im 
Euroraum waren vor allem Banken 
in einigen Ländern in Südeuropa, 
die ihren Kunden für sehr kurzfris-
tige Einlagen hohe Sparzinsen (von 
bis zu 4,82 Prozent) zahlen mussten, 
um Liquidität zu bekommen. Auch 
in den längerfristigen Kategorien (ein 
bis zwei Jahre bzw. über zwei Jahre) 
waren die Rückgänge der Einlagen-
zinssätze in Österreich mit 92 bzw. 
55 Basispunkten stärker als im Euro
raum ausgeprägt.
Als Folge der stärkeren Rückgänge 
bei Einlagen- als bei Kreditzinssätzen 
stieg die Zinsspanne im Neukunden-
geschäft in Österreich seit Dezember 
2011 wieder um 13 Basispunkte an. 
Sie zählte mit 1,11 Prozentpunkten 
jedoch noch immer zu den gerings-
ten im gesamten Euroraum.     -üh-



ACHTerbahn

8

Das letzte wort

Impressum: Herausgeber, Redaktion: Österreichischer Sparkassenverband, Grimmelshausengasse 1, 1030 Wien, E-Mail: info@sv.sparkasse.at
Internet: www.sparkasse.at, Redaktion: Dkfm. Milan Frühbauer (Chefredakteur), Mag. Nicola Frimmel, Mag. Andreas Feichtenberger, 
Mag. Sandra Paweronschitz, Mag. Helmut Reindl; Beirat: Mag. Michael Ikrath, Mag. Michael Mauritz, Mag. Bernhard Schragl 
Medieninhaber, Konzeption und Gestaltung: Kommunal-Verlag, Löwelstraße 6, 1010 Wien, www.kommunalverlag.at
Diese Ausgabe wurde am 15.10.2012 redaktionell abgeschlossen. Der Druck erfolgt auf PEFC-zertifiziertem Umweltpapier.

„Ein großartiges Konzept: 
Schach der Vermögensfalle“

Der Bundeskanzler hat auf dem Parteitag der größeren Regierungspartei vor wenigen Wochen mehr als  
83 Prozent bekommen! Wo gibt es das sonst noch in dieser ebenso historischen wie hartnäckigen Niedrigzins

phase? Damit bleiben die Themen Gerechtigkeit und gleichmäßigere Verteilung der Stimmen und Vermögen auf 
der Agenda. Achterbahn sprach darüber mit dem Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft „Umverteilung jetzt!“, 
Mag. Robert Greifshalt, der extra für dieses Gespräch früher von der 6. Welttagung der Konfiskatorischen Liga 

aus Caracas nach Österreich zurückgekehrt war.

Achterbahn: Professor Greifshalt, 
wo sehen Sie derzeit – im Lichte 
der Erkenntnisse aus der jüngst zu 
Ende gegangenen Welttagung – die 
größten Probleme in Österreich?
Greifshalt: Ehrlich gestanden, ich 
bin ein wenig stolz auf dieses unser 
Land. Bei der jüngsten Tagung wurde 
wieder klar, dass wir Österreicher in 
der Umverteilung große Klasse sind. 
Bei uns beginnt der Spitzensteuer-
satz von immerhin 50 Prozent schon 
bei 60.000 Euro steuerpflichtigem 
Jahreseinkommen. Das ist einer der 
höchsten Steuersätze bei einem der 
niedrigsten Einstige in die Höchst-
belastung innerhalb der OECD. Das 
kann sich sehen lassen. Das ist just 
das, was man früher skandinavische 
Verhältnisse genannt hat.

Dennoch fordert die Kanzlerpartei 
eine Rückkehr zur Erbschaftssteuer 
und will die Wiedereinführung der 
Vermögensteuer.
Grundsätzlich ist das ja richtig. Eine 
natürliche Konsequenz der Wertzu-
wachsteuer bei Wertpapieren, der 
Mehrwertsteuer auf die Mineralöl-
steuer bei den Benzinpreisen oder 
der vervielfachten Gebühren für 
die Eintragung von Immobilien ins 
Grundbuch. Das ist aus der Sicht 
unseres Institutes durch ein System 
erkennbar. 

Erwarten Sie für das kommende 
Jahr einen beinharten Wahlkampf 
rund um Umverteilungsfragen und 
Vermögensgerechtigkeit? Es heißt 
ja schon jetzt, es werde im kom-
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Verkehrspolitik Wien? Guten Morgen!

Es müssen doch alle gewusst haben. Rund 200.000 Menschen  
kommen im Durchschnitt täglich mit dem eigenen PKW aus dem 
nahen oder ferneren Umland nach Wien. Überwiegend als Pendler 
– doch nicht nur: Tausende haben Tag für Tag Termine bei Ärzten, 
Behörden sowie Freiberuflern aller Art. 
Alle haben gewusst, dass auf den öffentlichen Stellflächen in den  
Bezirken außerhalb des Wiener Gürtels rund ein Drittel aller abge-
stellten Fahrzeuge kein Wiener Kennzeichen besitzt. 
Sehr viele haben gewusst, dass die Zahl der PKW-Tagespendler aus 
der Slowakei und aus Ungarn seit einigen Jahren stetig ansteigt. Wäre 
dem nicht so, viele Dienstleistungen – etwa im Gesundheitswesen 
oder auf den Baustellen der Stadt – wären nicht mehr möglich.
Regionalpolitisch einigermaßen Informierte haben gewusst, dass 
der beachtliche Zuzug in die Umlandgemeinden sowie in den Rand-
bereich des Ballungsraumes Wien viele Menschen strukturell zu 
„Pendlern“ macht. Weiters haben sie gewusst, dass vielen von die-
sen der Zuruf, sie mögen doch gefälligst öffentliche Verkehrsmittel 
benutzen, wenig nützt, weil in deren Heimatgemeinde nur zweimal 
täglich eine Busverbindung besteht. 
Standortpolitisch Versierte haben gewusst, dass die aus verschiedenen 
Gründen erfolgende Dezentralisierung der Unternehmensstandor-
te, etwa in Industrie und Gewerbe, zusätzlichen Individualverkehr 
generiert. Zumal auch das Wohnen dezentraler wird, was die stei-
gende Zahl jener Gemeinden in den „Speckgürteln“, die bereits wie 
optimierte Referenzsiedlungen von Bausparkassen aussehen, deutlich 
beweist. Arbeitsmarktpolitische Profis haben gewusst, dass die Zahl 
jener Selbständigen und Unselbständigen, die in ihrem Job unregel-
mäßige Arbeitszeiten haben respektive nicht den klassischen Tages-
ablauf im Berufsalltag kennen, rapid größer wird. Dass diese in ihrer 
Berufsausübung grundsätzlich mehr auf den eigenen PKW angewie-
sen sind, liegt auf der Hand.
Doch dann kam das Pickerl. Und das Staunen der Wiener Verkehrs-
politik über alle diese Phänomene.
Guten Morgen, Frau Vizebürgermeister!   -üh-

AC

HTerbahn 

Unter dem Seitentitel „Achterbahn“ wollen wir einen Schuss Humor, 
einen halbernst-satirischen Blick auf Aktuelles und eine zusätzliche 
Portion pointierter Meinung ins hochseriöse Redaktionsprogramm 
rühren. Zum thematischen Schaukeln und gelegentlichen Verschaukeln. 
Sparefroh ist jedenfalls angeschnallt. Hier kann er zeigen, dass er auch 
Humor hat. 
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„Die Politiker von morgen werden eher trockene Managertypen. 
Wir Entertainer sterben aus.“
Wiens Bürgermeister Michael Häupl 
„ÖGfE-Umfrage: Sechs Monate Europäische Bürgerinitiative: 62 
Prozent halten Instrument für sinnvoll, 56 Prozent kennen es nicht.“
Aus einer Presseaussendung der Österreichischen Gesellschaft für  
Europapolitik
„Die EU-Kommission müsste doch derzeit wahrlich andere Prob-
leme haben als die restriktive Regulierung des Versicherungsver-
triebs.“
Robert Lasshofer, Generaldirektor der Wiener Städtischen
„20 Jahre nach der Legalisierung des Uhudlers gab es eine Uhud-
lerverkostung im Parlament in Wien. Da 2030 die Zulassung des 
Uhudlers ausläuft, kündigt die grüne Umweltsprecherin Christiane 
Brunner eine Petition für eine Verlängerung an.“
Aus einer Online-Meldung des ORF Burgenland. 

menden Wahljahr eine beinharte 
Auseinandersetzung über Einkom-
mens- und Verteilungsgerechtig-
keit geben …
Das ist leider zu erwarten. Ich sage 
leider, weil solches polarisiert …

Haben Sie etwa ein brauchbares 
Gegenmodell anzubieten?
Durchaus. Sehen Sie doch, welche 
beinharten Auseinandersetzungen 
zur Umverteilung auf uns zukom-
men. 

Etwa zu der Tatsache, dass im Früh-
jahr in der Bundeshauptstadt Wien 
die Parkscheingebühren über Nacht 
um 66 Prozent angehoben wor-
den sind. Wäre so etwas bei SPAR,  
REWE oder in einem anderen  
Handelsunternehmen passiert …
Na ja, jedenfalls in diese Rich-
tung. Der Unterschied zu den von  
Ihnen zitierten Handelsketten ist je-
doch elementar: Die Parkgebühren 
können von der öffentlichen Hand 
autonom festgesetzt werden, wäh-
rend etwa im Lebensmitteleinzel-
handel ein beinharter Wettbewerb 
herrscht. Die Müllabfuhr kalkuliert 
ihre Tarife ohne EU-Ausschrei-
bung, und um die fünfprozentige 
Werbesteuer beneiden uns mittler-
weile auch die Hochsteuerländer in 
Skandinavien.

Aber Wettbewerb ist doch immer 
ein guter Preisregulator!
Nicht, wenn es sich um Verteilungs-
gerechtigkeit handelt. Schauen Sie, 
mit den herkömmlichen Mitteln 

wird man der Schieflage in der 
Einkommensverteilung nicht mehr 
Herr: Es gibt noch immer Kollek-
tivverträge, die sich an der Dauer 
der Unternehmenszugehörigkeit 
orientieren. Es gibt Vorrückungen 
im öffentlichen Dienst oder Bien-
nalsprünge in der Privatwirtschaft. 
Alles trägt den Keim der unglei-
chen Verteilung in sich. Und wenn 
Sie etwas reformieren wollen, dann 
ist mindestens die Hälfte der Steu-
erzahler beleidigt.

Was schlagen Sie daher vor?
Wir werden rund um den Staatsfei-
ertag am 26. Oktober ein revoluti-
onäres Prinzip der veröffentlichten 
Meinung präsentieren. Es geht da-
bei um den Existenzsicherungsbei-
trag, der alle Ungerechtigkeiten aus 
der Welt schaffen soll.

Wie soll dass funktionieren?
Jede Umverteilungsdiskussion ist 
lästig und birgt auch politischen 
Sprengstoff. Doch es gibt einen 
einfachen Ausweg: Jeder in Öster-
reich steuerpflichtige Bürger liefert 
grundsätzlich sein Bruttoeinkom-
men ohne nähere Spezifikationen 
beim zuständigen Finanzamt ab.

Aber wovon sollen denn dann die 
armen Menschen ...
So beruhigen Sie sich doch! Wir 
schlagen der Regierung vor, sie soll 
allen erwerbstätigen Österreichern 
die Möglichkeit eröffnen, einmal 
jährlich um ein Existenzsicherungs-
pauschale beim Wohnsitzfinanzamt 
anzusuchen. Auf dem Bescheidwege 
werden dann den Petenten die Exis-
tenz einigermaßen sichernde Pau-
schalbeträge als Basiseinkommen 
zugestanden.

Haben wir Sie da richtig verstanden?
Durchaus. Das gesamte Bruttoein-
kommen wird abgeliefert. Das er-
spart uns allen diese enervierenden 
Palaver über die Lohnnebenkosten. 
Wird das Existenzsicherungsein-
kommen definiert, dann ist der 
Idealzustand erreicht. Die Umver-
teilung findet nicht mehr von oben 
nach unten, sondern von den Priva-
ten zur öffentlichen Hand statt. So 
entrinnt der einfache Staatsbürger 
der gefährlichen Vermögensfalle 
und geteilte Armut ist allemal halbe 
Armut. Wenn Sie wissen, was ich 
meine …

„Jeder in Österreich steuerpflichtige Bürger liefert grundsätzlich sein Brutto- 
einkommen ohne nähere Spezifikationen beim zuständigen Finanzamt ab.“


